
Die Region Zentralame-
rika ist über zahlreiche 
Handelsabkommen in die 
globalisierte Wirtschaft 
und Wertschöpfungsket-
ten eingebunden. Am be-
deutendsten sind dabei das 
Freihandelsabkommen mit 
den Vereinigten Staaten 
CAFTA-DR sowie das AdA 
(Acuerdo de Asociación 
entre Centroamérica y la 
Unión Europea - Assoziie-
rungsabkommen zwischen 
Zentralamerika und der Eu-
ropäischen Union)

Das 2006 in Kraft getretene 
CAFTA-DR umfasst neben den USA die Staaten Honduras, 
El Salvador, Guatemala, Nicaragua, seit 2007 die Dominikani-
sche Republik und seit 2009 Costa Rica. Das Assoziierungsab-
kommen regelt seit 2013 die wirtschaftlichen Beziehungen der 
EU mit Zentralamerika einschließlich Panama, jedoch nicht 
mit der Dominikanischen Republik.

Bei CAFTA-DR wurden die Verhandlungen der USA mit den 
jeweiligen Staaten bilateral geführt.  Das AdA hingegen ist ein 
Abkommen zwischen Regionen. Beide Vertragswerke zielen 
darauf ab, Zölle für den Handel mit Waren und Dienstleis-
tungen abzubauen, den Schutz geistigen Eigentums zu garan-
tieren sowie ausländischen Investoren umfassenden Zugang zu 
lokalen Märkten und Ressourcen zu gewährleisten. So dürfen 
bei Ausschreibungen einheimische Firmen nicht gegenüber 
ausländischen bzw. transnationalen Unternehmen bevorzugt 
werden. Daneben existieren Mechanismen, die Unternehmen 
ermöglichen, Staaten zu verklagen bzw. zu sanktionieren, falls 
ihre Rechte als Investoren eingeschränkt würden.

Programm für Nachhaltige Entwicklung?
Während sich CAFTA-DR ausschließlich auf Wirtschaftsfra-
gen beschränkt, beinhaltet das AdA zusätzlich die Komponen-
ten des politischen Dialoges (in Bereichen wie z.B. Abrüstung, 
Kampf gegen Verbrechen und Terrorismus, Umwelt und Gute 
Regierungsführung) sowie der Entwicklungszusammenarbeit. 
Dabei sind diese beiden letzten Komponenten in den Verträ-
gen weit weniger konkret gefasst als der wirtschaftliche Teil und 

stellen auch im Umfang nur einen Bruchteil der insgesamt ver-
einbarten Regeln dar.

Die Europäische Kommission lobt das Assoziierungsabkom-
men in einer Pressemeldung als einen Vertrag für nachhaltige 
Entwicklung, weil dadurch Wirtschaftswachstum und Armuts-
reduzierung erreicht sowie Umweltschutz und Schutz von Ar-
beitsrechten verbessert würden.

Um die tatsächlichen Auswirkungen dieser Vertragswerke für 
Zentralamerika bewerten zu können, ist es wichtig zu verste-
hen, dass die den Abkommen zugrunde liegenden Bausteine 
Teil eines wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Transforma-
tionsprozesses sind, welcher in Zentralamerika seit den 80er 
Jahren Einzug hält.

Gescheiterte Importsubstitution
Seit den 1930er Jahren war ein Modell vorherrschend, welches 
auf den Export traditioneller landwirtschaftlicher Produkte 
wie Kaffee und Bananen setzte. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
kamen die Produkte Baumwolle, Zucker und Rindfleisch hin-
zu. Bezogen auf die Industrialisierung wurde seit 1960 mit dem 
Gemeinsamen Zentralamerikanischen Markt (CACM) ein 
Konzept der nach innen gerichteten Entwicklung (importsub-
stituierende Industrialisierung) verfolgt. Der regionale Markt 
wurde durch hohe Zollschranken nach außen abgeschottet.

Wichtig zu erwähnen ist, dass auch dieses Modell niemals frei 
von inneren Widersprüchen war und sich vornehmlich an den 
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Interessen der im Land herrschenden Eliten orientierte. Dabei 
blieb die Region weiterhin abhängig von Lebensmittelimpor-
ten, während die Löhne gering und die Entwicklung eines ein-
heimischen Markes begrenzt war.

Besonders anfällig war dieses Modell aufgrund der unsicheren Ex-
portmärkte für landwirtschaftliche Produkte, während ökonomi-
sche Schocks in den 1970er Jahren sowie die Inflation zur Verteu-
erung wichtiger Importe und zur Schuldenkrise der 1980er Jahre 
führten. Soziale Konflikte verschärften sich aufgrund sinkender 
Löhne, dem erschwerten Zugang zu Land und damit einherge-
hend mit der Verteuerung von Grundnahrungsmitteln.

In Guatemala (1960-1996), Nicaragua (1978/79) und El Sal-
vador (1979-92) führten die Widersprüche dieses Systems und 
dem damit verbundenen Macht- und Ungleichheitsgefälle zu 
teils lang anhaltenden und blutigen Bürgerkriegen.

Neoliberale Wende seit Ende der 80er Jahre
Der Zusammenbruch und die Krise dieses Wirtschaftsmodells 
gaben Raum für eine neue neoliberale Politik, deren Ziele und 
Strategien zum ersten Mal 1984 im Bericht der Kissinger Kom-
mission der US-Administration formuliert wurden. Dieser 
neue Ansatz basierte auf dem Etablieren neuer Exportproduk-
te, welche durch Handelsliberalisierungen, Privatisierungen 
und Deregulierung ermöglicht werden sollten. Hinzu kamen 
Investitionen im Bereich des Extraktivismus (Energie, Bergbau 
und Biomasse).

Als neues Exportprodukt wurde nun auch ein Sektor der ver-
arbeitenden Industrie (Maquiladoras) etabliert. Dieser war und 
ist nun in die globalen Produktions- und Absatzketten trans-
nationaler Konzerne eingebettet. Dabei wurde der Export von 
Textilien in die USA  dadurch möglich, dass im Rahmen von 
Abkommen der Caribbean Basin Initiative die Vereinigten 
Staaten ihren Markt für diese Produkte aus Zentralamerika 
öffneten. Problematisch an diesem Sektor ist jedoch die enor-
me Konkurrenzsituation mit anderen Staaten. Zentralamerika 
als Produktionsstandort ist vor allen Dingen aufgrund des ge-
ringen Lohnniveaus im Bereich der Industrieproduktion inte-
ressant. Lediglich Costa Rica hat es geschafft, sich im Bereich 

der Produktion von Elektronikartikeln in einer komfortable-
ren Situation zu positionieren.

Zum Zweiten wurde die Landwirtschaft dahingehend umstruk-
turiert, dass die oben bereits erwähnten traditionellen Erzeug-
nisse in ihrer Bedeutung abnehmen. Stattdessen versucht sich 
der Agrarsektor an den neuen Konsumwünschen der verschie-
denen Exportmärkte zu orientieren. Es werden nun verstärkt 
Produkte wie Saisonfrüchte, Gemüse, Schnittblumen oder 
Zierpflanzen angebaut bzw. landwirtschaftliche Grundproduk-
te wie Zucker, Soja oder Palmöl zu Agrosprit verarbeitet und 
exportiert. 

Wichtig ist in diesen Zusammenhang zu verstehen, dass diese 
„neuen“ landwirtschaftlichen Erzeugnisse mehr Technologie, 
Standardisierung der Produktion und damit eine verstärkte Fi-
nanzierung von Investoren benötigen. Verbunden mit diesem 
Prozess ist die Vervielfachung des Einsatzes chemischer Dün-
gemittel und Pestizide. Gleichzeitig besteht die Notwendigkeit 
einer intensiveren Nutzung von Land, was den Druck auf die 
Flächen der kleinbäuerlichen Subsistenzwirtschaft bzw. die 
letzten verbleibenden Regenwaldgebiete weiter erhöht.

Ermöglicht wurde diese Transformation einerseits durch die 
verschiedenen Akteure im Bereich der Entwicklungszusam-
menarbeit. Gleichzeitig bezogen die verschuldeten Staaten der 
Region Kredite des Internationalen Währungsfonds. Diese 
waren jedoch an die Durchführung sogenannter Strukturan-
passungsmaßnahmen gekoppelt. So mussten neben den bereits 
erwähnten Liberalisierungen in der Wirtschaftspolitik Staats-
betriebe privatisiert, Steuern für Unternehmen gesenkt sowie 
die Staatsausgaben reduziert werden. Folgen waren Massenent-
lassungen sowie Verschlechterungen im Bereich des Gesund-
heits- und Bildungswesens.

All diese Maßnahmen, welche seit Ende der 1980er bzw. Anfang 
der 1990er Jahre Einzug hielten,  stehen in Abhängigkeit zu getrof-
fenen Abkommen zwischen Staaten bzw. Regionen untereinander.

Das bereits erwähnte Freihandelsabkommen CAFTA-DR 
stellt insofern eine Erweiterung dar, als die zuvor lediglich auf 
Sektoren begrenzte Handelsliberalisierung nun fast auf alle 

legalen Wirtschaftsbereiche 
stufenweise ausgeweitet wurde. 
Mit dem Assoziierungsabkom-
men zwischen der EU und Zen-
tralamerika versucht nun auch 
Europa besagte Region für die 
eigenen Unternehmen zugäng-
lich zu machen.

Seit den 1990er Jahren gelang es 
durch dieses Modell, den Ware-
nexport der zentralamerikani-
schen Staaten deutlich zu stei-
gern, was zu Wachstumsraten 
der Wirtschaft zwischen 2 und 
7 Prozent führte (Ausnahme 
bildete das Jahr 2009, nach der 
weltweiten Finanzkrise).

Alte und neue Konflikte
Intern verschärften sich jedoch 
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die Verteilungs-
konflikte zwi-
schen den un-
tersch ied l ichen 
sozialen Klassen. 
So war die Bevöl-
kerung zunächst 
von den Kürzun-
gen bei Löhnen 
und Sozialleistun-
gen sowie durch 
Massenentlassungen 
im Zuge der oben er-
wähnten Strukturan-
passungsmaßnahmen 
betroffen. Zugleich 
begünstigen die nicht 
traditionellen land-
wirtschaftlichen Pro-
dukte einseitig die 
großen Plantagen, 
während Kleinbauern 
mehr und mehr von ih-
ren Ländern verdrängt 
werden, auch weil güns-
tigere Grundnahrungs-
mittel aus den USA nun 
verstärkt in den zentrala-
merikanischen Markt ein-
dringen.

Den Kleinbauern bleibt als 
Alternative meist nur die 
Lohnarbeit auf dem Land so-
wie in den aufstrebenden Fa-
briken der Freihandelszonen. 
Allerdings sind die dort gezahl-
ten Löhne in den meisten Fäl-
len nicht existenzsichernd und 
die Arbeitsbedingungen prekär.

Die daraus resultierende Situation wird nun dadurch verschärft, 
dass aufgrund der bestehenden Asymmetrien zwischen Zent-
ralamerika und den USA bzw. Europa die Handelsbilanz der 
Region negativ ist. Das heißt die Region importiert jedes Jahr 
mehr Waren als ausgeführt werden. Die Folge davon ist ein steti-
ger Transfer von Werten in die Länder des Nordens. Diesen Ab-
fluss versuchen die Regierungen teilweise durch das Anlocken 
von Touristen bzw. durch ausländische Investitionen vor allem 
in den extraktivistischen Wirtschaftsbereichen auszugleichen. 
Problematisch dabei ist jedoch, dass die massiven Projekte im 
Bereich der Energiegewinnung (z.B. Wasserkraft) des Bergbaus 
oder der Monokulturen (z.B. Zuckerrohr, Palmöl) in vielen Fäl-
len die Lebensgrundlagen der dortigen Bevölkerung zerstören, 
was zu einer Vervielfachung von sozialen Protesten und Re-
pression geführt hat. Immer häufiger werden Aktivist*innen in 
ermordet, wenn diese für die Rechte der lokalen Bevölkerung 
eintreten.

Gleichzeitig wird es für die betroffenen Staaten immer schwieri-
ger, konfliktreiche Projekte zu unterbinden. So haben die Unter-

neh-
men durch die 

mittlerweile üblichen Klauseln im Bereich des 
Investitionsschutzes die Möglichkeit, Staaten zu verklagen, soll-
ten diese bereits zugesagte Projekte wieder aufkündigen.

Anstatt eines nachhaltigen Wirtschaftsmodells lässt sich eine 
Situation beobachten, welche dazu beiträgt, das ohnehin fragi-
le soziale und politische Gewebe in der Region weiter zu desta-
bilisieren. Aufgrund fehlender Lebensperspektiven in den je-
weiligen Ländern verlässt eine immer größer werdende Zahl 
von Menschen die Region, um Arbeit woanders - meist in den 
USA - zu suchen. Dabei tragen die Gelder, die diese Migranten 
in ihre Heimat überweisen, entscheidend zur Stabilisierung der 
Wirtschaft in Zentralamerika bei. Allein in El Salvador betru-
gen laut Informationen der dortigen Regierung die sogenann-
ten Remesas im Jahre 2016 4,5 Mrd. Dollar, was rund 17% der 
gesamten Wirtschaftsleistung des Landes sind.

Experten werfen in diesem Zusammenhang die Frage auf, in-
wiefern ein Wirtschaftsmodell, welches Menschen aus ihrer 
Heimat verstößt, deren Arbeit in andere Länder exportiert und 
dann abhängig von ausländischen Devisen ist, als nachhaltig 
bezeichnet werden kann.
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INTERVIEW MIT ZULMA LARIN 
VOM RED DE AMBIENTALISTAS 
COMUNITARIOS DE EL SALVADOR 
(NETZWERK KOMMUNITÄRER 
UMWELTAKTIVISTEN -RACDES)
Was sind die Besonderheiten der Freihandelsab-
kommen CAFTA-DR und AdA (Assoziierungsabkom-
men zwischen EU und Mittelamerika)?

Wir bearbeiten dieses Thema seit Beginn der Strukturan-
passungsmaßnahmen, aber verstärkt seit dem Jahr 2002, seit-
dem das Leben in El Salvador und Zentralamerika durch die 
Einführung des Freihandelsabkommens mit den Vereinigten 
Staaten und der Dominikanischen Republik (CAFTA-DR) 
bedroht wird.

Die Freihandelsabkommen sind Instrumente, die über 
Marktmechanismen den transnationalen Unternehmen er-
möglichen, die Kontrolle über unsere strategischen Güter 
wie z.B. Gesundheit, Bildung, Sicherheit, Wasser, Saatgut, 
Böden oder die Wälder sowie über unsere Art zu leben zu 
erlangen.

Warum seid ihr als Aktivist*innen gegen  
diese Verträge?

Unsere wirtschaftlichen Verhältnisse, verglichen mit denen der 
EU und der USA sind asymmetrisch. So ist es z. B. für eine*n 
Bäuer*in oder eine*n Arbeiter*in Europa oder in den USA 
viel einfacher, weil dort die Wirtschaft sowie die Saatgutpro-
duktion durch den Staat subventioniert werden, während in 
unseren Ländern die Produktion der Grundnahrungsmittel 
keinerlei Subventionen beinhaltet. Deshalb kann ein Bauer 
oder eine Bäuerin nicht mit einer großen Volkswirtschaft wie 
der von Europa oder den USA konkurrieren. Auch werdet ihr 
keinen Käse, keine Pupusa (trad. salvadorianische Maisfladen) 
und auch keine Milch von uns kaufen, weil eure phytosanitä-
ren Standards höher als die unseren sind.

Daneben ist das Wissen unserer Vorfahren bedroht, weil 
große Firmen hierher kommen, um zu erfahren, wie unsere 
Pflanzen wirken.

In El Sal-
vador oder 
in Guatem-
ala gibt es 
Bergbauf ir-
men, welche 
eine Bedro-
hung dar-
stellen. In 
H o n d u r a s 
werden Men-
schen ermor-
det, weil sie 
einen Fluss oder andere Güter schützen. All diese Elemente 
sind Teil der Verträge. Das versteht man nicht, wenn man die 
Verträge liest, aber in der Praxis ist es das, was die Menschen 
erleben. Deshalb sagen wir, dass diese Freihandelsverträge 
lediglich eine Form sind, um unsere Bevölkerung zu reko-
lonialisieren, um uns alles zu stehlen, was einst uns gehörte.

Welche Alternativen seht ihr für die wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung Mittelamerikas?

Wir denken, dass die mesoamerikanische Integration der 
Menschen untereinander einen fundamentalen Schritt dar-
stellt. Auch glauben wir, dass es gut wäre, wenn die mesoa-
merikanische Bevölkerung mehr Unterstützung bekäme, um 
die eigenen nachhaltigen Anbaumethoden ihrer Vorfahren 
nutzen zu können.

In diesem Zusammenhang halten wir die aktive Solidarität 
für wichtig, um Initiativen zu unterstützen, welche die Um-
welt oder das Wasser schützen. Dieses Augenmerk auf die 
Nachhaltigkeit wollen wir als Mesoamerikaner weiter entwi-
ckeln. Wir wollen das Wasser und das Saatgut von heute, 
morgen und übermorgen für die Nahrungsmittelsouveränität 
sicherstellen.

Es wäre möglich, die Bevölkerung dabei zu unterstützen, 
ihre lokalen Güter zu vermarkten und das Leben der Men-
schen zu garantieren. Wir können uns diesen Verträgen ent-
gegenstellen.

Wir müssen erreichen, dass Investitionen mit mehr Solida-
rität getätigt werden. Die Leute in Mittelamerika kämpfen, 
damit die Unternehmen mit ihren Investitionen nicht weiter 
vordringen können. Mit dem Schutz ihres Territoriums ver-
suchen sie ganz praktisch ihr Leben zu verteidigen.

Informationen der US-Regierung zu CAFTA-DR:

https://ustr.gov/trade-agreements/free-trade-agree-

ments/cafta-dr-dominican-republic-central-america-fta

Movida 1/2017: Freihandel (EU in Lateinamerika, CAFTA/

AdA, ALBA in Nicaragua, Alternativen zu Freihandeln) 

http://www.infobuero-nicaragua.org/wp-content/

uploads/2017/03/movida_2017_Web.pdf

Informationen zum Thema „Wirtschaft in Zentralamerika“ 

finden sich auch auf der Seite des Öku-Büros: https://www.

oeku-buero.de/wirtschaft-in-der-region.html


